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Aufgrund von § 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 des Sächsischen Heilberufe-
kammergesetzes (SächsHKaG) vom 24. Mai 1994 (SächsGVBl. S. 
935), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. April 2014 
(SächsGVBl. S. 266, 267) geändert worden ist, hat die Kammerver-
sammlung der Sächsischen Landesärztekammer am 14. Juni 2014 
die folgende Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Sächsi-
schen Landesärztekammer (Hauptsatzung) vom 7. Oktober 1994 
beschlossen:

Artikel 1

Die Hauptsatzung der Sächsischen Landesärztekammer vom  
7. Oktober 1994 (genehmigt mit Bescheid des Sächsischen Staats-
ministeriums für Soziales, Gesundheit und Familie vom                      
28. September 1994, Az. 52-8870-1-000/50/94, veröffentlicht im 
Ärzteblatt Sachsen, Heft 11/1994, S. 786), zuletzt geändert mit 
Satzung vom 30. November 2009 (genehmigt mit Bescheid des 
Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz 
vom 23. November 2009, Az. 21-5415.21/2, veröffentlicht im Ärz-
teblatt Sachsen, Heft 12/2009, S. 629) wird wie folgt geändert:

1. § 7 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „des Vizepräsidenten“ 

durch die Wörter „zweier Vizepräsidenten“ ersetzt. 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In den Sätzen 3 und 4 werden die Wörter „des Vizeprä-
sidenten“ durch die Wörter „jedes Vizepräsidenten“ 
ersetzt. 

bb) In Satz 8 werden die Wörter „acht Stimmen“ durch die 
Wörter „sieben Stimmen“ ersetzt. 

2. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „der Vizepräsident“ durch die 

Wörter „ein Vizepräsident“ ersetzt. 
b) In Satz 2 werden die Wörter „Ist auch der Vizepräsident“ 

durch die Wörter „Sind auch die Vizepräsidenten“ ersetzt.

Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Sächsischen Landesärztekammer 

Vom 25. Juni 2014

3. § 11 wird wie folgt gefasst:

„§ 11 Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

Das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen der Sächsischen 
Landesärztekammer richtet sich nach der Haushalts- und Kassen-
ordnung in der jeweils geltenden Fassung.“

Artikel 2

Die Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Sächsischen Lan-
desärztekammer tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Dresden, 14. Juni 2014

Prof. Dr. med. habil.  Dr. med.
Jan Schulze   Michael Nitschke-Bertaud
Präsident   Schriftführer

Das Sächsische Staatsministerium für Soziales und Verbraucher-
schutz hat mit Schreiben vom 23. Juni 2014,  AZ 26-5415.21/2 die 
Genehmigung erteilt.

Die vorstehende Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der 
Sächsischen Landesärztekammer wird hiermit ausgefertigt und im 
Ärzteblatt Sachsen bekannt gemacht.

Dresden, 25. Juni 2014

Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze
Präsident
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Aufgrund von § 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 des Sächsischen Heilberufe-
kammergesetzes (SächsHKaG) vom 24. Mai 1994 (SächsGVBl. S. 
935), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 17. Dezem-ber 
2013 (SächsGVBl. S. 874, 881) geändert worden ist, in Verbindung 
mit den §§ 5 Abs. 5, 8 Abs. 3 und 12 Abs. 4 der Hauptsatzung 
vom 7. Oktober 1994, die zuletzt mit Satzung vom 30. Novem-ber 
2009 (ÄBS S. 629) geändert worden ist, hat die Kammerversamm-
lung der Sächsischen Landesärztekammer am ... Juni 2014 die 
folgende Satzung zur Änderung der Geschäftsordnung der Säch-
sischen Landesärztekammer vom 7. Oktober 1994 beschlossen:

Artikel 1

Die Geschäftsordnung der Sächsischen Landesärztekammer vom 
7. Oktober 1994 (veröffentlicht im Ärzteblatt Sachsen, Heft 
11/1994, S. 789) wird wie folgt geändert:

§ 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 werden die Wörter „der Vizepräsident“ durch die 

Wörter „ein Vizepräsident“ ersetzt. 
b) In Satz 3 werden die Wörter „Ist auch der Vizepräsident“ durch 

die Wörter „Sind auch die Vizepräsidenten“ ersetzt.

Satzung zur Änderung der Geschäftsordnung der Sächsischen Landesärztekammer

Vom 18. Juni 2014

Artikel 2

Die Satzung zur Änderung der Geschäftsordnung der Sächsischen 
Landesärztekammer tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Dresden, 14. Juni 2014

Prof. Dr. med. habil. Dr. med. 
Jan Schulze   Michael Nitschke-Bertaud
Präsident   Schriftführer

Die vorstehende Satzung zur Änderung der Geschäftsordnung der 
Sächsischen Landesärztekammer wird hiermit ausgefertigt und im 
Ärzteblatt Sachsen bekannt gemacht.

Dresden, 18. Juni 2014 

Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze
Präsident

Aufgrund der §§ 12 Abs. 3, 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 des Sächsischen 
Heilberufekammergesetzes (SächsHKaG) vom 24. Mai 1994 
(SächsGVBl. S. 935), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
2. April 2014 (SächsGVBl. S. 266, 267) geändert worden ist, in 
Verbindung mit § 13 Abs. 1 der Hauptsatzung der Sächsischen 
Landesärztekammer (Hauptsatzung) vom 7. Oktober 1994 (ÄBS S. 
786), die zuletzt durch Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
vom 30. November 2009 (ÄBS S. 629) geändert worden ist, hat 
die Kammerversammlung der Sächsischen Landesärztekammer am 
14. Juni 2014 die folgende Satzung zur Änderung der Ordnung zur 
Zahlung von Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche Tätig-
keit sowie von Unterstützungen an die Kreisärztekammern vom 
10. Oktober 1992 beschlossen: 

Artikel 1

Die Ordnung zur Zahlung von Aufwandsentschädigungen für 
ehrenamtliche Tätigkeit sowie von Unterstützungen an die Kreis-
ärztekammern vom 10. Oktober 1992, zuletzt geändert mit Sat-
zung vom 24. Juni 2013 (veröffentlicht im Ärzteblatt Sachsen, Heft 
7/2013, S. 292), wird wie folgt geändert:

§ 3 wird wie folgt geändert:
1. Absatz 1, Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
 „2. Vizepräsidenten  je 3.000,00 EUR“

2. Absatz 2, Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 5 wird die Angabe „770,00 EUR“ durch die 

Angabe „1.280,00 EUR“ ersetzt.

Satzung zur Änderung der Ordnung zur Zahlung von Aufwandsentschädigungen             
für ehrenamtliche Tätigkeit sowie von Unterstützungen an die Kreisärztekammern

Vom 18. Juni 2014

b) In Nummer 7 wird die Angabe „1.025,00 EUR“ durch die 
Angabe „1.280,00 EUR“ ersetzt.

 
3. In Absatz 4, Satz 1 werden die Wörter „des Vizepräsidenten“ 

durch die Wörter „der Vizepräsidenten“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Satzung zur Änderung der Ordnung zur Zahlung von 
 Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche Tätigkeit sowie  
von Unter stützungen an die Kreisärztekammern tritt am                          
1. Januar 2015 in Kraft.

Dresden, 14. Juni 2014

Prof. Dr. med. habil. Dr. med. 
Jan Schulze   Michael Nitschke-Bertaud
Präsident   Schriftführer

Die vorstehende Satzung zur Änderung der Ordnung zur Zahlung 
von Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche Tätigkeit sowie 
von Unterstützungen an die Kreisärztekammern wird hiermit aus-
gefertigt und im Ärzteblatt Sachsen bekannt gemacht.

Dresden, 18. Juni 2014   

Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze
Präsident
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Aufgrund von § 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 und § 14 Abs. 3 des Sächsi-
schen Heilberufekammergesetzes (SächsHKaG) vom 24. Mai 1994 
(SächsGVBl. S. 935), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
2. April 2014 (SächsGVBl. S. 266, 267) geändert worden ist, hat 
die Kammerversammlung der Sächsischen Landesärztekammer am 
14. Juni 2014 die folgende Satzung zur Änderung der Gebühren-
ordnung der Sächsischen Landesärztekammer (Gebührenordnung 
– GebO) vom 15. März 1994 beschlossen:

Artikel 1

Die Gebührenordnung der Sächsischen Landesärztekammer  
vom 15. März 1994 (genehmigt mit Bescheid des Sächsischen 
Staats ministeriums für Soziales, Gesundheit und Familie vom  
14. März 1994, Az. 52-8870-1-000/10/94, veröffentlicht im Ärzte-
blatt Sachsen, Heft 4/1994, S. 270), zuletzt geändert mit Satzung 
vom 23. November 2011 (genehmigt mit Bescheid des Säch -
sischen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz 
vom 22. November 2011, AZ 26-5415.21/5, veröffentlicht im Ärz-
teblatt Sachsen, Heft 12/2011, S. 666) wird wie folgt geändert:

Das Gebührenverzeichnis wird wie folgt geändert:
1. Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
 „5. Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit von
 Diplomen, Prüfungszeugnissen und sonstigen 
 Befähigungsnachweisen

5.1. automatische Anerkennung     
100,00 EUR

5.2. Feststellung der Gleichwertigkeit ohne Prüfung  
300,00 EUR bis 800,00 EUR

5.3. Feststellung der Gleichwertigkeit mit Prüfung
       500,00 EUR bis 1.000,00 EUR“ 

2. Nummer 7 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 7.2. wird wie folgt gefasst:

„7.2. Gebühren für die Prüfungen im Rahmen der 
 beruflichen Fortbildung
7.2.1. Verfahren zur Anerkennung der Fortbildung 
 Fachwirt/Fachwirtin für ambulante medizinische
 Versorgung

- mit Abschlussprüfung 200,00 EUR
- je Wiederholungsprüfung

- schriftlicher Teil (je Modul) 80,00 EUR
- mündlich/praktischer Teil 150,00 EUR

Satzung zur Änderung der Gebührenordnung der Sächsischen Landesärztekammer

Vom 25. Juni 2014

7.2.2. Verfahren zur Anerkennung weiterer 
          Fortbildungen 50,00 EUR bis 150,00 EUR“

b) In Nummer 7.5. wird nach dem Wort „Fortbildungsveranstal-
tungen“ das Wort „(Drittanbieter)“ eingefügt.

c)  Nach Nummer 7.5. wird folgende Nummer angefügt:
 „7.6. Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit von
 ausländischen Berufsqualifikationen für den Beruf 
 Medizinische(r) Fachangestellte(r) 100,00 EUR bis 500,00 EUR“

3. In den Nummern 9.3.1., 9.5.1. und 9.9.1. wird die untere Rah-
mengebühr von „250,00 EUR“ auf „100,00 EUR“ geändert.

4. Nach Nummer 10.3. wird folgende Nummer angefügt:
„10.4. Durchführung von Maßnahmen der Qualitätssicherung 

in der Reproduktionsmedizin 
 je Datensatz 1,30 EUR bis 2,00 EUR“ 

Artikel 2

Die Satzung zur Änderung der Gebührenordnung der Sächsischen 
Landesärztekammer tritt am 1. Juli 2014 in Kraft.

Dresden, 14. Juni 2014

Prof. Dr. med. habil.  Dr. med.
Jan Schulze   Michael Nitschke-Bertaud
Präsident   Schriftführer

Das Sächsische Staatsministerium für Soziales und Verbraucher-
schutz hat mit Schreiben vom 23. Juni 2014,  AZ 26-5415.21/5 die 
Genehmigung erteilt.

Die vorstehende Satzung zur Änderung der Gebührenordnung der 
Sächsischen Landesärztekammer wird hiermit ausgefertigt und im 
Ärzteblatt Sachsen bekannt gemacht.

Dresden, 25. Juni 2014

Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze
Präsident



Aufgrund von § 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 und §§ 18 ff. des Sächsi-
schen Heilberufekammergesetzes (SächsHKaG) vom 24. Mai 1994 
(SächsGVBl. S. 935), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
2. April 2014 (SächsGVBl. S. 266, 267) geändert worden ist, hat 
die Kammerversammlung der Sächsischen Landesärztekammer am 
14. Juni 2014 die folgende Satzung zur Änderung der Weiterbil-
dungsordnung der Sächsischen Landesärztekammer (Weiterbil-
dungsordnung – WBO) vom 26. November 2005 beschlossen:

Artikel 1

Die Weiterbildungsordnung der Sächsischen Landesärztekammer 
vom 26. November 2005 (genehmigt mit Bescheid des Sächsi-
schen Staatsministeriums für Soziales, Gesundheit und Familie 
vom 25. November 2005, Az. 21-5415.21/7, veröffentlicht im 
 Ärzteblatt Sachsen, Heft 12/2005, S. 584), zuletzt geändert mit 
Satzung vom 23. November 2011 (genehmigt mit Bescheid  
des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucher-
schutz vom 22. November 2011, AZ 26-5415.21/7, veröffentlicht 
im Ärzteblatt Sachsen, Heft 12/2011, S. 639) wird wie folgt geän-
dert:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden im Abschnitt A die Angaben zu 
§§ 18, 18a, 18b, 18c und 19 gestrichen und durch folgende Anga-
ben ersetzt:

„§ 18 Anerkennung von Weiterbildungen aus dem Gebiet der 
Europäischen Union (Mitgliedstaat), des Europäischen Wirt-
schaftsraums (EWR-Staat) oder aus einem Staat, dem 
Deutschland und die Europäische Union einen entsprechen-
den Rechtsanspruch eingeräumt haben (Vertragsstaat) als 
Facharztbezeichnung

§ 18a Anerkennung von Weiterbildungen aus dem Gebiet der 
Europäischen Union (Mitgliedstaat), des Europäischen Wirt-
schaftsraums (EWR-Staat) oder aus einem Staat, dem 
Deutschland und die Europäische Union einen entsprechen-
den Rechtsanspruch eingeräumt haben (Vertragsstaat) als 
Schwerpunkt- oder Zusatzbezeichnung

§ 19 Anerkennung von Weiterbildungen außerhalb des Gebietes 
der Europäischen Union (Mitgliedstaat) und außerhalb der 
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum (EWR-Staat) und außerhalb eines 
Staates, dem Deutschland und die Europäische Union einen 
entsprechenden Rechtsanspruch eingeräumt haben (Ver-
tragsstaat) als Facharztbezeichnung

§ 19a Anerkennung von Weiterbildungen außerhalb des Gebietes 
der Europäischen Union (Mitgliedstaat) und außerhalb der 
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum (EWR-Staat) und außerhalb eines 
Staates, dem Deutschland und die Europäische Union einen 
entsprechenden Rechtsanspruch eingeräumt haben (Ver-
tragsstaat) als Schwerpunkt- oder Zusatzbezeichnung“

2. Im Abschnitt A (Paragraphenteil) werden die §§ 18, 18a, 18b, 
18c und 19 gestrichen und durch folgende Regelungen ersetzt:

„§ 18
Anerkennung von Weiterbildungen aus dem Gebiet der 
Europäischen Union (Mitgliedstaat), des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR-Staat) oder aus einem Staat, 

dem Deutschland und die Europäische Union einen 
entsprechenden Rechtsanspruch eingeräumt haben 

(Vertragsstaat) als Facharztbezeichnung
(1) Wer ein fachbezogenes Diplom, ein fachbezogenes Prüfungs-
zeugnis oder einen sonstigen fachlichen Ausbildungsnachweis 
(Weiterbildungsnachweis) besitzt, das oder der nach dem Recht 
der Europäischen Union oder dem Abkommen über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder einem Vertrag, mit dem Deutschland 
und die Europäische Union einen entsprechenden Rechtsanspruch 
eingeräumt haben, gegenseitig automatisch anzuerkennen ist, 
erhält auf Antrag die Anerkennung der Facharztbezeichnung. 
Diese Personen führen die dafür in dieser Weiterbildungsordnung 
vorgesehene Bezeichnung.
(2) Wer einen Weiterbildungsnachweis besitzt, der eine Weiterbil-
dung belegt, die vor den im Anhang V Nummer 5.1.2. der Richtli-
nie 2005/36/EG genannten Stichtagen begonnen wurde, erhält 
auf Antrag die Anerkennung bei Vorlage einer Bescheinigung 
durch die zuständige Behörde oder eine andere zuständige Stelle 
des Mitglied-, EWR- oder Vertragsstaates, in dem der Weiterbil-
dungsnachweis ausgestellt wurde, über die Erfüllung der Mindest-
anforderungen nach Art. 25 oder Art. 28 der Richtlinie 2005/36/
EG (Konformitätsbescheinigung) oder bei Nichterfüllung der Min-
destanforderungen durch Vorlage einer Bescheinigung, aus der 
sich ergibt, dass diese Person während der letzten fünf Jahre vor 
Ausstellung der Bescheinigung mindestens drei Jahre ununterbro-
chen tatsächlich und rechtmäßig die betreffende ärztliche Tätigkeit 
ausgeübt hat. Für Weiterbildungsnachweise aus der früheren 
Tschechoslowakei, der früheren Sowjetunion sowie vom früheren 
Jugoslawien gelten die Sonderregelungen in Art. 23 Abs. 3 bis 5 
der Richtlinie 2005/36/EG. 
Wer einen Weiterbildungsnachweis besitzt, der nach den in 
Anhang V Nummer 5.1.2. der Richtlinie 2005/36/EG genannten 
Stichtagen ausgestellt und nicht einer in Anhang V Nummern 
5.1.3. oder 5.1.4. genannten Bezeichnung entspricht, erhält auf 
Antrag die Anerkennung bei Vorlage einer Konformitätsbescheini-
gung sowie einer Erklärung durch die zuständige Behörde oder 
durch eine andere zuständige Stelle des Herkunftsmitgliedstaates 
darüber, dass der Weiterbildungsnachweis dem Weiterbildungs-
nachweis gleichgestellt wird, dessen Bezeichnung in Anhang V 
Nummern 5.1.2., 5.1.3. oder 5.1.4. der Richtlinie 2005/36/EG auf-
geführt ist. 
Die Bescheinigungen nach den Sätzen 1 bis 3 gelten als Weiterbil-
dungsnachweise nach Absatz 1 und werden automatisch aner-
kannt. Diese Personen führen die dafür in dieser Weiterbildungs-
ordnung vorgesehene Bezeichnung.
(3) Wer einen Weiterbildungsnachweis besitzt, der nicht nach 
Absatz 1 oder 2 automatisch anzuerkennen ist, erhält auf Antrag 
die Anerkennung einer Facharztbezeichnung, wenn die Gleichwer-
tigkeit des Weiterbildungsstandes gegeben ist. 
Gleiches gilt bei Vorliegen eines Weiterbildungsnachweises aus 
einem anderen als den in Absatz 1 genannten Gebieten (Dritt-
staat), der durch einen anderen Mitglied-, EWR- oder Vertragsstaat 
anerkannt worden ist, wenn der Antragsteller drei Jahre die betref-
fende ärztliche Tätigkeit im Hoheitsgebiet des Mitglied-, EWR- 
oder Vertragsstaates ausgeübt hat, der diesen Nachweis aner kannt 
und die zuständige Behörde oder eine andere zuständige Stelle 
dieses Staates ihm dies bescheinigt hat. 
Der Weiterbildungsstand ist als gleichwertig anzusehen, wenn die 
Weiterbildung des Antragstellers keine wesentlichen Unterschiede 
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Satzung zur Änderung der Weiterbildungsordnung der Sächsischen Landesärztekammer

Vom 25. Juni 2014
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gegenüber der Weiterbildung nach dieser Weiterbildungsordnung 
aufweist; zudem muss die Gleichwertigkeit der vorangegangenen 
ärztlichen Grundausbildung durch die zuständige Behörde festge-
stellt werden.
Wesentliche Unterschiede liegen vor, wenn
1. die nachgewiesene Weiterbildungsdauer mindestens ein Jahr 

unter der durch diese Weiterbildungsordnung festgelegten 
Weiterbildungsdauer liegt oder

2. in der nachgewiesenen Weiterbildung Kenntnisse, Erfahrungen 
und Fertigkeiten fehlen, deren Erwerb eine wesentliche Vor-
aussetzung für die beantragte Bezeichnung wäre.

Wesentliche Unterschiede können ganz oder teilweise durch 
Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten ausgeglichen werden, 
die von den Antragstellern im Rahmen ihrer Berufspraxis in einem 
Mitgliedstaat, einem EWR-Staat, einem Vertragsstaat oder einem 
Drittstaat erworben wurden. Wurden wesentliche Unterschiede 
nicht durch Berufspraxis ausgeglichen, ist hierüber ein Bescheid 
verbunden mit dem Angebot einer Eignungsprüfung zu erteilen. 
Hierin sind die Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten mitzutei-
len, in denen wesentliche Unterschiede bestehen und auf die sich 
die Eignungsprüfung erstrecken soll. Für die Eignungsprüfung gel-
ten – mit Ausnahme von § 14 Abs. 2, 4 und 5 – die §§ 13 bis 16 
entsprechend. Die Dauer der Prüfung beträgt mindestens 30 
Minuten.
(4) Die Ärztekammer bestätigt innerhalb eines Monats den Ein-
gang der Antragsunterlagen und teilt mit, welche Unterlagen feh-
len. Spätestens drei Monate nach Eingang der vollständigen Un-
terlagen ist über die Anerkennung zu entscheiden. In Fällen des 
Absatzes 3 verlängert sich die Frist um einen Monat innerhalb 
derer über die Durchführung der Eignungsprüfung zu entschei-
den ist. Die Ärztekammer erteilt auf Anfrage Auskunft zur Weiter-
bildungsordnung und zum Verfahren der Anerkennung.
(5) Für die Anerkennung der Weiterbildungsnachweise nach den 
Absätzen 1 bis 3 sind vom Antragsteller folgende Unterlagen und 
Bescheinigungen vorzulegen:
1. die Approbation oder Berufserlaubnis zuzüglich Nachweis über 

den gleichwertigen Ausbildungsstand, 
2. ein Identitätsnachweis,
3. eine tabellarische Aufstellung über die absolvierte Weiterbil-

dung und die Berufspraxis,
4. eine amtlich beglaubigte Kopie der Weiterbildungsnachweise 

sowie Bescheinigungen über die Berufspraxis,
5. in Fällen des Absatzes 2 Konformitätsbescheinigungen oder 

Tätigkeitsnachweise über die letzten fünf Jahre,
6. in Fällen des Absatzes 3 zusätzliche Nachweise zur Prüfung der 

Gleichwertigkeit,
7. für den Fall, dass in einem anderen Mitgliedstaat, EWR-Staat 

oder Vertragsstaat ein Nachweis über eine Weiterbildung aus-
gestellt wird, die ganz oder teilweise in Drittstaaten absolviert 
wurde, Unterlagen darüber, welche Tätigkeiten in Drittstaaten 
durch die zuständige Stelle des Ausstellungsmitgliedstaates in 
welchem Umfang auf die Weiterbildung angerechnet wurden, 

8. eine schriftliche Erklärung, ob die Anerkennung der Weiterbil-
dungsnachweise bereits bei einer anderen Ärztekammer bean-
tragt wurde oder wird.

Soweit die unter Nrn. 4 bis 8 genannten Unterlagen und Beschei-
nigungen nicht in deutscher Sprache ausgestellt sind, sind sie 
zusätzlich in beglaubigter Übersetzung vorzulegen, die durch 
einen öffentlich bestellten oder beeidigten Übersetzer oder Dol-
metscher erstellt wurde. Der Antragsteller ist verpflichtet, alle für 
die Ermittlung der Gleichwertigkeit notwendigen Unterlagen vor-
zulegen sowie alle dazu erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
Kommt der Antragsteller dieser Mitwirkungspflicht nicht nach und 
wird hierdurch die Aufklärung des Sachverhalts erschwert, kann 

die Ärztekammer ohne weitere Ermittlungen entscheiden. Dies gilt 
entsprechend, wenn der Antragsteller in anderer Weise die Aufklä-
rung des Sachverhalts erschwert. Der Antrag kann wegen fehlen-
der Mitwirkung abgelehnt werden, nachdem der Antragsteller auf 
die Folge schriftlich hingewiesen worden ist und der Mitwirkungs-
pflicht nicht innerhalb einer angemessenen Frist nachgekommen 
ist. Ist der Antragsteller aus Gründen, die er darzulegen hat, nicht 
in der Lage, die notwendigen Unterlagen und Bescheinigungen 
vorzulegen, kann sich die Ärztekammer an die Kontaktstelle, die 
zuständige Behörde oder an eine andere zuständige Stelle des Her-
kunftsstaates wenden.
(6) Die Ärztekammer darf Auskünfte von den zuständigen Behör-
den oder von anderen zuständigen Stellen eines anderen Her-
kunftsstaates einholen, soweit sie berechtigte Zweifel an der Rich-
tigkeit der Angaben des Antragstellers hat. 
(7) Die Ärztekammer bestätigt der zuständigen Behörde oder einer 
anderen zuständigen Stelle auf Anfrage sowohl die Authentizität 
der von ihr ausgestellten Bescheinigung als auch, dass die Min-
destanforderungen an die Weiterbildung nach Art. 25 und 28 der 
Richtlinie 2005/36/EG erfüllt sind.

§ 18a
Anerkennung von Weiterbildungen aus dem Gebiet der 
Europäischen Union (Mitgliedstaat), des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR-Staat) oder aus einem Staat, 
dem Deutschland und die Europäische Union einen 
entsprechenden Rechtsanspruch eingeräumt haben 

(Vertragsstaat) als Schwerpunkt- oder Zusatzbezeichnung

(1) Für die Fälle einer Anerkennung nach § 2 Abs. 3 und 4 gilt  
§ 18 Abs. 3 bis 7 entsprechend. 
(2) § 18 Abs. 3 Satz 4 Nr. 1 findet keine Anwendung. Wesentliche 
Unterschiede liegen vor, wenn sich die Dauer der nachgewiesenen 
Weiterbildung gegenüber der in dieser Weiterbildungsordnung 
geregelten Weiterbildung deutlich unterscheidet.

§ 19
Anerkennung von Weiterbildungen außerhalb des 

Gebietes der Europäischen Union (Mitgliedstaat) und 
außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Staat) und 
außerhalb eines Staates, dem Deutschland und die Euro-

päische Union einen entsprechenden Rechtsanspruch 
eingeräumt haben (Vertragsstaat) als Facharztbezeichnung
(1) Wer einen Weiterbildungsnachweis besitzt, der in einem Dritt-
staat ausgestellt wurde, erhält auf Antrag die Anerkennung der 
Bezeichnung, wenn die Gleichwertigkeit des Weiterbildungsstan-
des gegeben ist. Diese Personen führen die dafür in dieser Weiter-
bildungsordnung vorgesehene Bezeichnung.
(2) Für die Überprüfung der Gleichwertigkeit gilt § 18 Abs. 3 Sätze 
3 bis 5 entsprechend. Der Nachweis der erforderlichen Kenntnisse, 
Erfahrungen und Fertigkeiten wird durch das Ablegen einer Prü-
fung erbracht. Für die Prüfung gelten die §§ 13 bis 16 entspre-
chend. Die erforderlichen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkei-
ten sind nach Satz 2 auch nachzuweisen, wenn die Prüfung des 
Antrags nur mit unangemessenem zeitlichen oder sachlichen Auf-
wand möglich ist, weil die erforderlichen Unterlagen und Nach-
weise aus Gründen, die nicht in der Person des Antragstellers lie-
gen, von diesem nicht vorgelegt werden können. 
(3) Für das Anerkennungsverfahren gelten die Vorschriften über 
Fristen, Unterlagen und Bescheinigungen sowie Auskünfte nach  
§ 18 Abs. 4 Sätze 3 und 4, Abs. 5 Sätze 1 bis 6 sowie Abs. 6 ent-
sprechend.
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§ 19a
Anerkennung von Weiterbildungen außerhalb des 

Gebietes der Europäischen Union (Mitgliedstaat) und 
außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Staat) und 

außerhalb eines Staates, dem Deutschland und die 
Europäische Union einen entsprechenden Rechtsanspruch 
eingeräumt haben (Vertragsstaat) als Schwerpunkt- oder 

Zusatzbezeichnung
(1) Für die Fälle einer Anerkennung nach § 2 Abs. 3 und 4 gilt  
§ 19 Abs. 2 und Abs. 3 entsprechend. 
(2) § 18 Abs. 3 Satz 4 Nr. 1 findet keine entsprechende Anwen-
dung. Wesentliche Unterschiede liegen vor, wenn sich die Dauer 
der nachgewiesenen Weiterbildung gegenüber der in dieser Wei-
terbildungsordnung geregelten Weiterbildung deutlich unterschei-
det.“

Artikel 2

Die Satzung zur Änderung der Weiterbildungsordnung der Säch-
sischen Landesärztekammer tritt am 1. Juli 2014 in Kraft.

Dresden, 14. Juni 2014

Prof. Dr. med. habil.  Dr. med. 
Jan Schulze Michael Nitschke-Bertaud
Präsident Schriftführer

Das Sächsische Staatsministerium für Soziales und Verbraucher-
schutz hat mit Schreiben vom 23. Juni 2014,  AZ 26-5415.21/7 die 
Genehmigung erteilt.

Die vorstehende Satzung zur Änderung der Weiterbildungsord-
nung der Sächsischen Landesärztekammer wird hiermit ausgefer-
tigt und im Ärzteblatt Sachsen bekannt gemacht.

Dresden, 25. Juni 2014  

Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze
Präsident
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Aufgrund von § 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, § 8 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 und § 17 
Abs. 1 Nr. 17 des Sächsischen Heilberufekammergesetzes  (SächsHKaG) 
vom 24. Mai 1994 (SächsGVBl. S. 935), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 2. April 2014 (SächsGVBl. S. 266, 267) geändert 
worden ist, hat die Kammerversammlung der Sächsischen Landes-
ärztekammer am 14. Juni 2014 die folgende Satzung zur Ände-
rung der Geschäftsordnung der Kommission „Maßnahmen zur 
künstlichen Befruchtung“ der Sächsischen Landesärztekammer 
vom 6. Juli 2006 beschlossen:

Artikel 1

Die Geschäftsordnung der Kommission „Maßnahmen zur künst-
lichen Befruchtung“ der Sächsischen Landesärztekammer vom  
6. Juli 2006 (genehmigt mit Bescheid des Sächsischen Staatsminis-
teriums für Soziales vom 6. Juli 2006, Az. 21-5415.21/16, veröf-
fentlicht im Ärzteblatt Sachsen, Heft 8/2006, S. 407), zuletzt geän-
dert mit Satzung vom 1. Dezember 2010 (genehmigt mit Bescheid 
des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucher-
schutz vom   23. November 2010, Az. 26-5415.21/16, veröffent-
licht im Ärzteblatt Sachsen, Heft 12/2010, S. 659), wird wie folgt 
geändert:

1. In § 2, Nummer 4 werden die Wörter „des Deutschen IVF-
Registers (DIR)“ durch die Wörter „der „Arbeitsgemeinschaft 
Qualitätssicherung in der Reproduktionsmedizin““ ersetzt.  

2.  Die Anlage 1 – Richtlinie zur Genehmigung von Maßnah-
men zur Durchführung künstlicher Befruchtungen durch 
Vertragsärzte, ermächtigte Ärzte, ermächtigte ärztlich ge -
leitete  Einrichtungen und zugelassene Krankenhäuser – 
zur Geschäftsordnung der Kommission „Maßnahmen zur 
künstlichen Befruchtung“, Buchstabe B, Ziffer VI., Nummer 2.5, 
wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden die Wörter „an die Sächsische Landesärz-

tekammer“ durch die Wörter „an die „Arbeitsgemeinschaft 
Qualitätssicherung in der Reproduktionsmedizin“ als für die 
Datenannahme zuständige Stelle“ ersetzt. 

b) Satz 2 wird gestrichen.

3.  Die Anlage 2 – Richtlinie zur Durchführung künstlicher 
Befruchtungen – zur Geschäftsordnung der Kommission 

„Maßnahmen zur künstlichen Befruchtung“, Buchstabe F,  
Ziffer IV., Nummer 1, wird wie folgt geändert:
a) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt neu gefasst:
 „Zum Zwecke der Verfahrens- und Qualitätssicherung hat 

die Leitung der Arbeitsgruppe der „Arbeitsgemeinschaft 
Qualitätssicherung in der Reproduktionsmedizin“ als für die 
Datenannahme zuständige Stelle jährlich eine EDV-gestützte 
Dokumentation über die Arbeit der Arbeitsgruppe entspre-
chend dem Fragenkatalog der Sächsischen Landesärzte-
kammer vorzulegen. Die erhobenen Daten sollen regelmä-
ßig so ausgewertet werden, dass der Sächsischen Landes-
ärztekammer und der Leitung der Arbeitsgruppe die Beur-
teilung der Tätigkeit der Arbeitsgruppe ermöglicht wird.“

b) Die Sätze 3 und 4 werden gestrichen.

Artikel 2

Die Satzung zur Änderung der Geschäftsordnung der Kommission 
„Maßnahmen zur künstlichen Befruchtung“ der Sächsischen Lan-
desärztekammer tritt am 1. Juli 2014 in Kraft.

Dresden, 14. Juni 2014

Prof. Dr. med. habil.  Dr. med.
Jan Schulze Michael Nitschke-Bertaud
Präsident Schriftführer

Das Sächsische Staatsministerium für Soziales und Verbraucher-
schutz hat mit Schreiben vom 23. Juni 2014,  AZ 26-5415.21/16 
die Genehmigung erteilt.

Die vorstehende Satzung zur Änderung der Geschäftsordnung der 
Kommission „Maßnahmen zur künstlichen Befruchtung“ der Säch-
sischen Landesärztekammer wird hiermit ausgefertigt und im Ärz-
teblatt Sachsen bekannt gemacht.

Dresden, 25. Juni 2014

Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze
Präsident

Satzung zur Änderung der Geschäftsordnung der Kommission 
„Maßnahmen zur künstlichen Befruchtung“ der Sächsischen Landesärztekammer

Vom 25. Juni 2014
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Aufgrund von § 6 des Gesetzes über Berufsausübung, Berufsver-
tretungen und Berufsgerichtsbarkeit der Ärzte, Zahnärzte, Tier-
ärzte, Apotheker sowie der Psychologischen Psychotherapeuten 
und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten im Freistaat 
Sachsen (Sächsisches Heilberufekammergesetz – SächsHKaG) vom 
24. Mai 1994 (SächsGVBI. S. 935), zuletzt geändert durch Artikel 
2 das Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2011/24/EU über  
die Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden 
Gesundheitsversorgung im Freistaat Sachsen vom 2. April 2014 
(SächsGVBl. S. 266, 267), beschließt die Erweiterte Kammerver-
sammlung folgende Änderung der Satzung der Sächsischen Ärz-
teversorgung.

Artikel I 
Neuregelungen

Die Satzung der Sächsischen Ärzteversorgung in der Fassung  
vom 28. Juni 2008, genehmigt durch Bescheid des Sächsischen 
Staatsministeriums für Soziales vom 9. September 2008, AZ 
32-5248.12/38 (veröffentlicht als Beilage im Ärzteblatt Sachsen 
10/2008, S. 515 und im Deutschen Tierärzteblatt 11/2008, S. 
1572) 

und der 1. Änderungssatzung vom 20. Juni 2009, genehmigt 
durch Bescheid des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales 
vom 24. Juni 2009, AZ 32-5248.12/40 (veröffentlicht im Ärzteblatt 
Sachsen 7/2009, S. 394 und im Deutschen Tierärzteblatt 8/2009, 
S. 1127)

und der 2. Änderungssatzung vom 22. Juni 2013, genehmigt 
durch Bescheid des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales 
und Verbraucherschutz vom 2. Juli 2013, AZ 32-5248.12/46 (ver-
öffentlicht im Ärzteblatt Sachsen 8/2013, S. 326 und im Deut-
schen Tierärzteblatt 9/2013, S. 1339) wird wie folgt geändert:

1. Bei § 9 Abs. 1 wird die Angabe „(1)“ ersatzlos gestrichen. 
§ 9 Abs. 2 wird gestrichen.

2. § 32 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 (2) Das Kindergeld kann auf Antrag über die Volljährigkeit hin-

aus bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres gewährt werden, 
solange das Kind in Berufsausbildung steht, einen gemeinnüt-
zigen freiwilligen Dienst leistet oder dauernd erwerbsunfähig 
ist.

3. § 34 Abs. 4 Nr. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 (4) Der Anspruch auf Waisengeld erlischt 
 1. mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Waise volljährig 

wird. Das Waisengeld wird auf Antrag über die Volljährigkeit 
hinaus bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres gezahlt, 
solange die Waise in Berufsausbildung steht, einen gemeinnüt-
zigen freiwilligen Dienst leistet oder dauernd erwerbsunfähig 
ist.

Artikel II 
Inkrafttreten

Die vorstehenden Satzungsänderungen treten zum 1. September 
2014 in Kraft.

Dresden, den 14. Juni 2014

gez. Dr. med. Steffen Liebscher
Vorsitzender des Verwaltungsausschusses

gez. Dr. med. vet. Jens Achterberg
Vorsitzender des Aufsichtsausschusses

gez. Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze
Präsident der Sächsischen Landesärztekammer

Ausfertigungsvermerk

Das Sächsische Staatsministerium für Soziales und Verbraucher-
schutz hat mit Bescheid vom 24. Juni 2014, AZ 32-5248.12/48, 
die Genehmigung erteilt.

Die vorstehende 3. Satzung zur Änderung der Satzung der Säch-
sischen Ärzteversorgung wird hiermit ausgefertigt und im Ärzte-
blatt Sachsen und im Deutschen Tierärzteblatt bekannt gegeben.

Dresden, den 25. Juni 2014

Siegel

gez. Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze
Der Präsident

Sächsische Ärzteversorgung
3. Satzung zur Änderung der Satzung der Sächsischen Ärzteversorgung




